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LINKE und Grüne sind für die
Schließung des Flughafens Tegel.
Lärmgeplagte Anwohner vertrauen
ihnen jedoch nicht voll und ganz.

Von Andreas Fritsche

Es herrscht Ostwind. Das bedeutet:
Die Gegend ist am Sonnabend nicht
bloß Einflugschneise für den Flug-
hafen Berlin-Tegel. Die Passagierma-
schinen starten über die Dächer von
Reinickendorf hinweg und gewinnen
über dem Bürgerpark Pankow schnell
an Höhe, bevor sie später einschwen-
ken und Kurs auf ihr Ziel nehmen. Das
alles geschieht mit dröhnenden Tur-
binen. Es ist laut, extrem laut.
Am Boden lässt sich stellenweise

das eigene Wort nicht verstehen.
Doch diese Bedingungen helfen den
Grünen, am Rande des Bürgerparks
Wahlkampf zu machen. Ihr Fest ge-
genüber vom Kinderbauernhof »Pin-
ke Panke« haben die Kreisverbände
Pankow, Reinickendorf und Mitte
diesmal unter das Motto »Tegel end-
lich schließen!« gestellt.
Die gleichnamige Bürgerinitiative

ist vor Ort und hat Mitstreiter und
Material von gleich gesinnten Initia-
tiven mitgebracht: »Himmel über
Berlin«, »Gegen das Luftkreuz auf
Stadtflughäfen«, »Danke Tegel. Es
reicht!«, »Good bye Tegel« und »Pan-
kow sagt Nein zum Flughafen TXL«.
Am 24. September gibt es parallel zur
Bundestagswahl einen Volksent-
scheid zur Offenhaltung des Flugha-

fens. Eigentlich muss Tegel schlie-
ßen, wenn der neue Hauptstadtflug-
hafen BER in Schönefeld fertig wird.
Doch mit dem Volksentscheid ver-
sucht die FDP, daran herumzudeu-
teln. Die CDU ist auf den Zug aufge-
sprungen.
Martina Scherf, die sich in einer

Bürgerinitiative engagiert, ist sauer
auf FDP-Fraktionschef Sebastian
Czaja, der den Volksentscheid ange-
schoben hat. Damit habe Czaja die
Stadt gespalten, schimpft sie. Dies-
mal nicht in Ost und West, sondern
in Nord und Süd. Im Norden sind die
Einwohner vom Fluglärm betroffen,
der durch den Airport Tegel entsteht.
Im Süden hoffen etliche Bürger, sie
würden weniger Fluglärm vom BER
abbekommen, wenn Tegel weiter be-
trieben würde. Bei einigen Befürwor-
tern von Tegel schwingt auch eine ge-
hörige Portion Nostalgie mit.
Im Moment liegen die Befürwor-

ter einer Offenhaltung in den Um-
fragen vorn. Martina Scherf aus Pan-
kow kann das kaum fassen. »Es ist wie
beim Brexit«, beklagt sie. Die Leute
informieren sich nicht richtig – und
hinterher gibt es dann vielleicht das
böse Erwachen. Allein 100 Millionen
Euro jährlich würde es extra kosten,
Tegel neben dem BER zu betreiben,
rechnete die Flughafengesellschaft
vor. Zudem müssten Unsummen in
die Sanierung von Tegel gesteckt
werden.
Das Argument, bei einer Schlie-

ßung von Tegel würden in Reini-

ckendorf und Pankow die Mieten ex-
plodieren, lässt Scherf nicht gelten.
Die Mieten seien wegen der Woh-
nungsnot auch so schon gestiegen
und werden weiter steigen – mit oder
ohne den Flughafen.
Ein Anwohner läuft auf dem Fest

herum und fragt, ob die Grünen im
Falle einer Regierungsbildungmit der
CDU dafür sorgen würden, die Of-
fenhaltung von Tegel per Koalitions-
vertrag auszuschließen. Der Mann
trägt ein blaues Jacket und sagt von
sich, er sei liberal eingestellt. Die FDP
wird er am 24. September nun nicht
ankreuzen. Wenn er auf seiner Ter-

rasse sitzt, ärgert ihn der Fluglärm.
Er zieht in Betracht, die Grünen zu
wählen, wenn sie ihm glaubhaft zu-
sichern, in seinem Interesse zu han-
deln. Doch die Antworten, die er auf
dem Fest bekommt, stellen ihn nicht
zufrieden. Nach seinem Eindruck will
ihm niemand etwas in die Hand ver-
sprechen. Der frühere Bundesum-
weltminister Jürgen Trittin (Grüne),
der sich gerade seinen Fahrradhelm

aufsetzt und davonstrampeln will,
vermutet, dass Verkehrsminister Ale-
xander Dobrindt (CSU) gar nicht ver-
langen würde, dass die Offenhaltung
Tegels in den Koalitionsvertrag auf-
genommenwird. »Wenn aber doch?«,
hakt der Herr im blauen Jacket nach.
Trittin versichert: »Ich würde die Of-
fenhaltung von Tegel nicht akzeptie-
ren. Ich wohne doch in Pankow.«
Doch der Anwohner bleibt misstrau-
isch.
Misstrauisch sind auch Mitglieder

der Bürgerinitiativen wie Martina
Scherf. Sie haben gelesen, dass Kul-
tursenator Klaus Lederer (LINKE) ge-
sagt habe, seine Partei nehme den
Volksentscheid ernst. Für Sozialisten,
die mehr direkte Demokratie begrü-
ßen, ist dies ein selbstverständlicher
Standardsatz. Doch Scherf und die
anderen haben die Sorge, dass sich
hier eine Absetzbewegung andeutet.
Scherf ist sowieso schon verschnupft
nach einemTreffen der Initiativenmit
dem Bundestagsabgeordneten Stefan
Liebich (LINKE) auf dem Anger von
Pankow. Sie fühlte sich als Kulisse für
ein Interview missbraucht, dass Lie-
bich dem Sender rbb gegeben habe.
Mit den Initiativen habe der Abge-
ordnete nur kurz gesprochen, kriti-
siert Scherf. Dabei hat sich Liebich
immerhin klar für die Schließung von
Tegel positioniert. Die letzten Worte
von Scherf sind kaum noch zu hören.
Die Trommelgruppe »Green Igelz« hat
zu spielen begonnen und übertönt al-
les, sogar den Fluglärm.

»Ich würde die
Offenhaltung von Tegel
nicht akzeptieren.
Ich wohne doch in
Pankow.«
Jürgen Trittin (Grüne)

Ehe für alle
fordert Ämter
heraus
Ab Oktober gibt es die Ehe für al-
le. Bisher gab es für Lesben und
Schwule nur die eingetragene
Lebenspartnerschaft. Die neue
Regelung stellt die Software vor
ein Problem.

Schwule und Lesben können bald
richtig heiraten. Aber das Verwal-
tungssystem der Standesämter
kann die ab dem 1. Oktober mög-
liche Ehe für alle nicht korrekt er-
fassen. Wie das Standesamt Tem-
pelhof-Schöneberg bestätigte,
können in der Software nicht zwei
Männer oder zwei Frauen als Paar
eingetragen werden. Somit muss
ein Partner mit einem falschen
Geschlecht eingetragen werden.
Eine Formalie, aber das Beheben
dauert noch: Im Herbst 2018 soll
dieses Problem gelöst sein, erklär-
te eine Mitarbeiterin des Standes-
amtes in Tempelhof. Über das
Software-Problem hatte die »Ber-
liner Morgenpost« diese Woche
berichtet.
Der Bundestag hat Ende Juli

über die Ehe für alle abgestimmt.
Eine Mehrheit von SPD, Links-
partei und Grünen sowie einem
Viertel der CDU/CSU-Fraktion
beschloss die rechtliche Gleich-
stellung von Lesben und Schwu-
len. Die eingetragene Lebenspart-
nerschaft gibt es künftig nicht
mehr.
Nicht alle Standesämter erwar-

ten einen hohen Andrang zur Ehe
für alle. Neben der Eheschließung
spielt vor allem das Umwandeln
der Lebenspartnerschaften eine
Rolle. Im Bezirk Tempelhof-Schö-
neberg, wo eine Szene-Hochburg
liegt, haben sich dafür 41 Paare
angemeldet. »Hier gibt es schon
ein großes Interesse«, sagte eine
Sprecherin des Standesamts.
In Treptow-Köpenick und

Charlottenburg-Wilmersdorf ha-
ben sich erst sehr wenige Paare für
die Eheschließung angemeldet.
Auch in Steglitz-Zehlendorf wird
keine Veränderung der aktuellen
Zahlen erwartet. Allerdings wer-
den schwule und lesbische Paare
dort nicht gesondert gezählt. »Das
Wesentliche des Gesetzes ja ge-
rade die rechtliche Gleichstel-
lung«, erklärt der stellvertretende
Bürgermeister Michael Karnetzki
(SPD).
In Charlottenburg sind bislang

sechs Umwandlungen und vier
gleichgeschlechtliche Ehen ge-
plant. Aus Friedrichshain-Kreuz-
berg und anderen Bezirken waren
noch keine Angaben zu bekom-
men.
Weil der 1. Oktober auf einen

Sonntag fällt, ist das Heiraten erst
ab Montag möglich. dpa/nd
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Im Landeanflug auf den Flughafen Berlin-Tegel Foto: dpa/Jörg Carstensen

Der Himmel über Pankow
Bürgerinitiativen werben im Bürgerpark für die Schließung des
Flughafens Tegel
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Soldaten
werden Mörder

Die Technikbegeisterung wird
ausgenutzt. Es wird mit guten
Verdienstmöglichkeiten gewor-
ben oder an idealistische Einstel-
lungen appelliert.
Schülern, die mit dem Gedan-

ken spielen, zur Bundeswehr zu
gehen, wird aber nicht richtig klar
gemacht, dass sie dies mit ihrem
Leben bezahlen könnten. Dabei
besteht diese Gefahr für Soldaten
schon allein dann immer, wenn
es für ihre Armee nur darum
geht, die Grenzen ihrer Heimat zu
verteidigen. Denn es könnte ja
ein Angriff erfolgen. Die Bundes-
republik wird aber inzwischen
angeblich auch am Hindukusch
und anderswo verteidigt. Aus-
landseinsätze erhöhen die Ge-
fahr, im Kampf zu fallen.
Zwar geht es in militärischen

Strategien auch um Gelände-
gewinne und taktische Vorteile.
Das Ausschalten des Gegners ge-
hört aber untrennbar dazu. So
werden Soldaten im Krieg Mörder
oder sie werden selbst ermordet.
Damit macht die Bundeswehr
keine Werbung.
Dass die Grausamkeiten bei

der Werbung ausgeblendet wer-
den, ist logisch. Was wäre die Al-
ternative? Die Wiederbelebung
des Wehrdienstes, dem nur per
Kriegsdienstverweigerung zu
entgehen ist. Auch kein schöner
Gedanke.

Andreas Fritsche
über die
Werbung der
Bundeswehr
Foto: nd/Ulli Winkler

Verhandlung
zu Zensus 2011
Das Bundesverfassungsgericht
verhandelt am 24. Oktober in
Karlsruhe über die Klagen der
Länder Berlin und Hamburg ge-
gen die Volkszählung Zensus
2011. Beide Länder klagten ge-
gen das damals angewandte
Stichprobenverfahren, wonach
die Einwohnerzahl der Stadtstaa-
ten erheblich nach unten korri-
giert worden war. Das führte im
Länderfinanzausgleich zu deutli-
chen Einbußen. Für Berlin gehe es
um 4,7 Milliarden Euro im Zeit-
raum2011bis 2021, berichtete die
»Berliner Morgenpost« am Sonn-
tag. Berlin zweifelte die Erhe-
bungsmethode an. dpa/nd

Krieg zum Anfassen
Bundeswehr präsentiert sich als attraktiver Arbeitgeber beim Tag der offenen Tür des Verteidigungsministerium

Nirgendwo fanden sich am Wo-
chenende so viele Informationen
zu Karrierechancen, wie beim Ver-
teidigungsministerium. Die Besu-
cher strömten dennoch mehr zu
den Panzern und Tornados.

Von Katharina Schwirkus

»Ich kann mir vorstellen, beim Bund
zu arbeiten, insbesondere im Minis-
terium, und möchte daher heute die
Führung durch den Bendlerblock
machen«, sagt Lena Schwanbeck, ei-
ne Studentin, die mit ihren Eltern in
einer Schlange vor dem Verteidi-
gungsministerium ansteht. Sie sind
extra aus Straußberg gekommen.
»Ich habe früher in der NVA ge-
dient«, erzählt ihr Vater Peter Fied-
ler, der nach seinerWehrpflicht noch
drei Jahre als Flugzeugmechaniker
in Peenemünde gedient hat.
Um an der Führung teilzuneh-

men, muss man durch eine extra Si-

cherheitskontrolle, obwohl alle Be-
sucher schon am Eingang zum Mi-
nisterium wie am Flughafen abge-
checkt werden. Daher bilden sich
vorm Eingang zum Bendlerbock den
ganzen Tag Schlangen.
Viele Besucher treibt es daher zu

den Panzern, zur Hüpfburg oder zu
den ausgestellten Waffen. »Am bes-
ten hat mir das Tornadofliegen ge-
fallen«, sagt die neunjährige Ella
Diedrich aus Fürstenwalde. Ihr Va-
ter erzählt, dass er auf Facebook von
der Veranstaltung erfahren habe. Ob
sie auch noch zu anderen Ministeri-
en gehen, die heute ebenfalls Tag der
offen Tür haben, wüssten sie noch
nicht. »Die Zeit vergeht hier wie im
Flug, mal gibt es was zum Anfassen,
mal zu Ausprobieren«, sagt Mutter
Linda Diedrich.
Der Stand zu Berufsmöglichkei-

ten bei der Bundeswehr ist im Ver-
hältnis zum selbigen Stand beim
Auswärtigen Amt besonders groß.

»Mit dem Wegfall der Wehrpflicht
müssen wir deutlicher über die Kar-
rieremöglichkeiten bei der Bundes-
wehr informieren«, sagt Wolfgang
Grenzer, Oberstleutnant und Leiter
der Karriereberatung. In Berlin wür-
den derzeit die Hälfte aller Bewer-
ber für den freiwilligen Wehrdienst
einen Platz erhalten.
Am Stand des Bundesamtes für

Ausrüstung und Informationstech-
nik ist das selbstschießende Ge-
schütz MANTIS ausgestellt. Es sieht
ein bisschen aus wie ein Panzer mit
einer Kanone, die automatisch von
rechts nach links und von oben nach
unten rotiert. »Das stationäre Ge-
schütz soll erst Mal nicht zum Ein-
satz kommen. Ob wir es einsetzen
werden, ist von der Bedrohungslage
abhängig«, sagt Jörg Langer vom
Pressezentrum der Luftwaffe. »In
Friedenszeiten sind wir etwa 80
Mann, die mit dem Geschütz arbei-
ten, um auf einen Einsatz vorberei-

tet zu sein«, erklärt Offizier Chris-
toph Häring. Neben dem großen
selbstschießenden Geschütz gibt es
an dem Stand viele kleine Modelle.
Eines davon ist ein Sensorsystem, das
Raketen und Mörsergeschosse früh-
zeitig erkennt. Dies solle Ende des
Jahres in Mali zum Einsatz kom-
men, sagt Häring.
»Ich finde, dass hier vieles an Na-

zisymbolik erinnert«, rügt Jannes
Jacobsen mit Blick auf das Symbol
des Bundesamtes für Ausrüstung,
das neben einem Stand hängt. »Das
Schwarz, Weiß, Rot und dieser Ad-
ler gleichen der Reichskriegsflagge«,
meint der 25-jährige, der in Berlin
promoviert und sich lange mit sol-
chen Symbolen auseinandergesetzt
hat. Auffällig ist auch, dass die an-
wesenden Soldaten stets von
»Selbstverteidigung« sprechen,
wenn sie die Funktion der Geschüt-
ze erklären. Wörter wie »Töten«
nimmt niemand in den Mund.


